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AsylG 2005 841 Abs3
AsylG 2005 85
1. AsylG 2005 § 41 heute

2. AsylG 2005 § 41 giltig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026
3. AsylG 2005 § 41 giiltig von 21.05.2016 bis 11.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2016
4. AsylG 2005 § 41 glltig von 01.04.2009 bis 31.12.2013aufgehoben durch BGBI. | Nr. 87/2012
5. AsylG 2005 § 41 giiltig von 01.07.2008 bis 31.03.2009zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 4/2008
6. AsylG 2005 & 41 gultig von 01.01.2006 bis 30.06.2008
1. AsylG 2005 § 5 heute
2. AsylG 2005 § 5 gultig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026
3. AsylG 2005 § 5 gultig von 01.01.2014 bis 11.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
4. AsylG 2005 § 5 gultig von 01.07.2008 bis 31.12.2013 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 4/2008
5. AsylG 2005 8§ 5 glltig von 01.01.2006 bis 30.06.2008

Spruch

S11 402462-2/2009/2E
ERKENNTNIS

Der Asylgerichtshof hat durch die Richterin Mag. Neumann als Einzelrichterin Uber die Beschwerde des B.Z., StA.
Afghanistan, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 25.02.2009, Zahl: 08 07.322-BAL, zu Recht erkannt:

Der Beschwerde wird gemal3§ 41 Abs. 3 AsylG 2005 stattgegeben und der bekampfte Bescheid behobenDer
Beschwerde wird gemal Paragraph 41, Absatz 3, AsylG 2005 stattgegeben und der bekampfte Bescheid behoben.

Text
Entscheidungsgrinde:
I. Verfahrensgang und Sachverhaltrémisch eins. Verfahrensgang und Sachverhalt:

1. Der Verfahrensgang vor der erstinstanzlichen Bescheiderlassung ergibt sich aus dem erstinstanzlichen
Verwaltungsakt.

Der Beschwerdefihrer reiste gemeinsam mit seiner Familie von Griechenland kommend, auf einem Boot Uber Italien
und weiter mit dem Zug, am 18.08.2008 in das Osterreichische Bundesgebiet ein. Er stellte am selben Tag einen Antrag
auf internationalen Schutz und wurde am selben Tag erstmals zu diesem Antrag durch ein Organ des 6ffentlichen
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Sicherheitsdienstes befragt. Am 06.10.2008 fand eine weitere Einvernahme vor dem Bundesasylamt statt.

Eine Eurodac-Anfrage ergab, dass der Beschwerdefuhrer davor am 01.08.2008 in Griechenland erkennungsdienstlich
behandelt worden waren. Das Bundesasylamt stellte am 22.08.2008 gemal3 Art. 10 Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr.
343/2003 des Rates vom 18.02.2003 zur Festlegung der Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des Mitgliedstaats,
der fur die Prifung eines von einem Drittstaatsangehdrigen in einem Mitgliedstaat gestellten Asylantrags zustandig ist
(Dublin lI-Verordnung) ein dringliches Aufnahmeersuchen an Griechenland. Eine Antwort der zustéandigen griechischen
Behdrde steht bis dato aus, sodass die Zustandigkeit gemal3 Art. 18 Abs. 7 Dublin Il-Verordnung eingetreten ist.Eine
Eurodac-Anfrage ergab, dass der Beschwerdefihrer davor am 01.08.2008 in Griechenland erkennungsdienstlich
behandelt worden waren. Das Bundesasylamt stellte am 22.08.2008 gemal3 Artikel 10, Absatz eins, der Verordnung
(EG) Nr. 343 aus 2003, des Rates vom 18.02.2003 zur Festlegung der Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des
Mitgliedstaats, der fur die Prifung eines von einem Drittstaatsangehdrigen in einem Mitgliedstaat gestellten
Asylantrags zustandig ist (Dublin II-Verordnung) ein dringliches Aufnahmeersuchen an Griechenland. Eine Antwort der
zustandigen griechischen Behdrde steht bis dato aus, sodass die Zustandigkeit gemal3 Artikel 18, Absatz 7, Dublin II-
Verordnung eingetreten ist.

Am 26.08.2008 bestatigte der BeschwerdefUhrer mit seiner Unterschrift den Erhalt der Mitteilung des Bundesasylamtes
gemalR 8 29 Abs. 3 Z 4 AsylG vom 25.08.2008, wonach beabsichtigt sei, den Antrag auf internationalen Schutz
zurlickzuweisen und zu diesem Zwecke Konsultationen mit Griechenland gefuhrt wirden. Die Mitteilung UGber die
Fihrung von Konsultationen wurde sohin innerhalb der 20-Tagesfrist nach Antragseinbringung Ubermittelt.Am
26.08.2008 bestatigte der BeschwerdefUhrer mit seiner Unterschrift den Erhalt der Mitteilung des Bundesasylamtes
gemald Paragraph 29, Absatz 3, Ziffer 4, AsylG vom 25.08.2008, wonach beabsichtigt sei, den Antrag auf internationalen
Schutz zurtickzuweisen und zu diesem Zwecke Konsultationen mit Griechenland gefihrt wirden. Die Mitteilung Uber
die Fihrung von Konsultationen wurde sohin innerhalb der 20-Tagesfrist nach Antragseinbringung Gbermittelt.

Der Beschwerdefiihrer brachte im Verfahren folgenden entscheidungsrelevanten Sachverhalt vor:

Er habe mit seiner Familie (Ehefrau und drei minderjahrige Kinder) im Juli 2008 sein Heimatland verlassen und sei
unter Verwendung verschiedener Verkehrsmittel schlepperunterstlitzt bis nach Griechenland gelangt, wo sie am
18.08.2008 von der Polizei aufgegriffen und erkennungsdienstlich behandelt worden waren. Asylantrage hatten sie
keine gestellt. Danach wéren sie mit dem Boot (iber Italien weiter nach Osterreich gereist, wo sie am 18.08.2008
eingetroffen waren.

Zu den Grlinden, warum sie Griechenland verlassen habe, gab der Beschwerdeflihrer an, dass sie in Griechenland wie
Tiere behandelt worden waren. Sie hatten keine Unterkunft oder Verpflegung und keine medizinische Behandlung fir
die Kinder gehabt. Uberdies hatten sie einen Landesverweis bekommen. Er selbst sei von der Polizei geschlagen

worden.

2. Das Bundesasylamt wies mit Bescheid vom 21.10.2008, ZI. 08 07.322-EAST Ost, den Asylantrag des
Beschwerdefiihrers, ohne in die Sache einzutreten, gemadR§& 5 Abs. 1 AsylG als unzuldssig zurlick und sprach
gleichzeitig aus, dass fur die Prifung des gegenstandlichen Asylantrages gemaR Art. 10 Abs. 1 iVm 18 Abs. 7 Dublin II-
Verordnung Griechenland zustandig sei. Gleichzeitig wurde der Beschwerdeflhrer gemaR § 10 Abs. 1 Z. 1 AsylG aus
dem &sterreichischen Bundesgebiet nach Griechenland ausgewiesen und gemaf § 10 Abs. 4 AsylG festgestellt, dass die
Abschiebung nach Griechenland zulassig sei.2. Das Bundesasylamt wies mit Bescheid vom 21.10.2008, ZI. 08 07.322-
EAST Ost, den Asylantrag des Beschwerdeflhrers, ohne in die Sache einzutreten, gemaR Paragraph 5, Absatz eins,
AsylG als unzulassig zurlick und sprach gleichzeitig aus, dass fur die Prifung des gegenstandlichen Asylantrages
gemal Artikel 10, Absatz eins, in Verbindung mit 18 Absatz 7, Dublin II-Verordnung Griechenland zustandig sei.
Gleichzeitig wurde der Beschwerdefihrer gemald Paragraph 10, Absatz eins, Ziffer eins, AsylG aus dem
Osterreichischen Bundesgebiet nach Griechenland ausgewiesen und gemaf3 Paragraph 10, Absatz 4, AsylG festgestellt,
dass die Abschiebung nach Griechenland zulassig sei.

3. Gegen diesen am 23.10.2008 zugestellten Bescheid wurde fristgerecht Beschwerde erhoben.

4. Der Asylgerichtshof gab der Beschwerde mit Erkenntnis vom 14.11.2008 (zugestellt am 17.11.2008), Zahl S13
402.462-1/2008/2E, statt und betonte vor allem, dass die aktuelle Lage der Flichtlinge in Griechenland nicht
ausreichend gewUrdigt worden ware.
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5. Das Bundesasylamt wies (nach neuerlicher Einvernahme des Beschwerdefihrers am 02.02.2009) mit dem
angefochtenen Bescheid vom 25.02.2009, Zahl: 08 07.322-BAL, den Asylantrag des Beschwerdeflhrers, ohne in die
Sache einzutreten, neuerlich gemaR § 5 Abs. 1 AsylG als unzuldssig zurtick und sprach gleichzeitig aus, dass fur die
Prifung des gegenstandlichen Asylantrages gemaR Art. 10 Abs. 1 iVm 18 Abs. 7 Dublin II-Verordnung Griechenland
zustandig sei. Gleichzeitig wurde der Beschwerdefiihrer gemaR 8 10 Abs. 1 Z. 1 AsylG aus dem &sterreichischen
Bundesgebiet nach Griechenland ausgewiesen und gemaf 8 10 Abs. 4 AsylG festgestellt, dass die Abschiebung nach
Griechenland zuldssig sei. Die Erstbehdrde traf im angefochtenen Bescheid Feststellungen zur Person des
Beschwerdefihrers, zur Begrindung des Dublin-Tatbestandes, zum Privat- und Familienleben des Beschwerdefihrers
und zur Lage im Mitgliedsstaat Griechenland, insbesondere zum Asylverfahren im Allgemeinen, zum Refoulement-
Schutz, zum Zugang zum Asylverfahren und zur Versorgung.5. Das Bundesasylamt wies (nach neuerlicher
Einvernahme des Beschwerdefihrers am 02.02.2009) mit dem angefochtenen Bescheid vom 25.02.2009, Zahl: 08
07.322-BAL, den Asylantrag des Beschwerdefuhrers, ohne in die Sache einzutreten, neuerlich gemal3 Paragraph 5,
Absatz eins, AsylG als unzuldssig zuriick und sprach gleichzeitig aus, dass fur die Prifung des gegenstandlichen
Asylantrages gemald Artikel 10, Absatz eins, in Verbindung mit 18 Absatz 7, Dublin ll-Verordnung Griechenland
zustandig sei. Gleichzeitig wurde der BeschwerdefUhrer gemaR Paragraph 10, Absatz eins, Ziffer eins, AsylG aus dem
Osterreichischen Bundesgebiet nach Griechenland ausgewiesen und gemal’ Paragraph 10, Absatz 4, AsylG festgestellt,
dass die Abschiebung nach Griechenland zulassig sei. Die Erstbehdrde traf im angefochtenen Bescheid Feststellungen
zur Person des Beschwerdefuhrers, zur Begrindung des Dublin-Tatbestandes, zum Privat- und Familienleben des
Beschwerdefiihrers und zur Lage im Mitgliedsstaat Griechenland, insbesondere zum Asylverfahren im Allgemeinen,
zum Refoulement-Schutz, zum Zugang zum Asylverfahren und zur Versorgung.

5. Gegen diesen am 25.02.3009 zugestellten Bescheid wurde am 11.03.2009 fristgerecht Beschwerde erhoben.

6. Die gegenstandliche Beschwerde samt erstinstanzlichem Verwaltungsakt langte am 16.03.2009 beim Asylgerichtshof

ein.

IIl. Der Asylgerichtshof hat erwogen:rémisch zwei. Der Asylgerichtshof hat erwogen:

1. Verfahrensgang und Sachverhalt ergeben sich aus dem vorliegenden Verwaltungsakt.
2. Rechtlich ergibt sich Folgendes:

Mit Datum 01.01.2006 ist das neue Bundesgesetz Gber die Gewdhrung von Asyl in Kraft getreten (AsylG idBGBI. | Nr.
100/2005) und ist somit auf alle ab diesem Zeitpunkt gestellten Asylantrage anzuwendenMit Datum 01.01.2006 ist das
neue Bundesgesetz Uber die Gewahrung von Asyl in Kraft getreten (AsylG in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins,
Nr. 100 aus 2005,) und ist somit auf alle ab diesem Zeitpunkt gestellten Asylantrage anzuwenden.

Im gegenstandlichen Fall wurde der Asylantrag am 11.09.2008 gestellt, weshalb8 5 AsylG idF BGBI. | Nr. 100/2005 zur
Anwendung gelangt.Im gegenstandlichen Fall wurde der Asylantrag am 11.09.2008 gestellt, weshalb Paragraph 5,
AsylG in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 100 aus 2005, zur Anwendung gelangt.

2.1. GemaR 8 5 Abs. 1 AsylG ist ein nicht gemalR8 4 AsylG erledigter Asylantrag als unzulassig zurtickzuweisen, wenn
ein anderer Staat vertraglich oder aufgrund der Dublin II-Verordnung zur Prufung des Asylantrages zustandig ist. Mit
dem Zuruckweisungsbescheid hat die Asylbehdrde auch festzustellen, welcher Staat zustandig ist. Gema3 8 10 Abs. 1 Z
1 AsylG ist die Zurlickweisung eines Antrages nach Mal3gabe der 8 10 Abs. 3 und Abs. 4 AsylG mit einer Ausweisung zu
verbinden. Aufgrund der im August 2008 erfolgten Asylantragstellung bezieht sich in casu § 5 AsylG auf die Dublin II-
Verordnung, da gemal’ Art. 29 leg. cit. diese Verordnung auf Asylantrdge anwendbar ist, die ab dem ersten Tag des
sechsten Monats nach ihrem Inkrafttreten - dies ist der 01.09.2003 - gestellt werden.2.1. GemaR Paragraph 5, Absatz
eins, AsylG ist ein nicht gemal Paragraph 4, AsylG erledigter Asylantrag als unzuldssig zurtuckzuweisen, wenn ein
anderer Staat vertraglich oder aufgrund der Dublin lI-Verordnung zur Prifung des Asylantrages zustandig ist. Mit dem
Zurlckweisungsbescheid hat die Asylbehorde auch festzustellen, welcher Staat zusténdig ist. GemaR Paragraph 10,
Absatz eins, Ziffer eins, AsylG ist die Zurlckweisung eines Antrages nach Maligabe der Paragraph 10, Absatz 3 und
Absatz 4, AsylG mit einer Ausweisung zu verbinden. Aufgrund der im August 2008 erfolgten Asylantragstellung bezieht
sich in casu Paragraph 5, AsylG auf die Dublin ll-Verordnung, da gemaR Artikel 29, leg. cit. diese Verordnung auf
Asylantrage anwendbar ist, die ab dem ersten Tag des sechsten Monats nach ihrem Inkrafttreten - dies ist der
01.09.2003 - gestellt werden.
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Die Dublin II-Verordnung ist eine Verordnung des Gemeinschaftsrechts im Anwendungsbereich der 1. Saule der
Europaischen Union (vgl Art. 63 EGV), die Regelungen Uber die Zustandigkeit zur Prifung von Asylantragen von
Drittstaatsangehorigen trifft. Sie gilt also nicht fir mogliche Asylantrage von EU-Blrgern, ebensowenig ist sie auf
Personen anwendbar, denen bereits der Flichtlingsstatus zuerkannt wurde. Das wesentliche Grundprinzip ist jenes,
dass den Drittstaatsangehdrigen in einem der Mitgliedstaaten das Recht auf ein faires, rechtsstaatliches Asylverfahren
zukommt, jedoch nur ein Recht auf ein Verfahren in einem Mitgliedstaat, dessen Zustandigkeit sich primar nicht
aufgrund des Wunsches des Asylwerbers, sondern aufgrund der in der Verordnung festgesetzten hierarchisch
geordneten Zustandigkeitskriterien ergibt.Die Dublin ll-Verordnung ist eine Verordnung des Gemeinschaftsrechts im
Anwendungsbereich der 1. Sdule der Europdischen Union vergleiche Artikel 63, EGV), die Regelungen uber die
Zustandigkeit zur Prafung von Asylantrdgen von Drittstaatsangehodrigen trifft. Sie gilt also nicht fir mdogliche
Asylantrage von EU-Burgern, ebensowenig ist sie auf Personen anwendbar, denen bereits der Flichtlingsstatus
zuerkannt wurde. Das wesentliche Grundprinzip ist jenes, dass den Drittstaatsangehoérigen in einem der
Mitgliedstaaten das Recht auf ein faires, rechtsstaatliches Asylverfahren zukommt, jedoch nur ein Recht auf ein
Verfahren in einem Mitgliedstaat, dessen Zustandigkeit sich primar nicht aufgrund des Wunsches des Asylwerbers,
sondern aufgrund der in der Verordnung festgesetzten hierarchisch geordneten Zustandigkeitskriterien ergibt.

Gemal} § 41 Abs. 3 AsylG ist in einem Verfahren Uber eine Berufung gegen eine zurlckweisende Entscheidung und die
damit verbundene Ausweisung 8 66 Abs. 2 AVG nicht anzuwenden. Ist der Berufung gegen die Entscheidung des
Bundesasylamts im Zulassungsverfahren stattzugeben, ist das Verfahren zugelassen. Der Berufung gegen die
Entscheidung im Zulassungsverfahren ist auch stattzugeben, wenn der vorliegende Sachverhalt so mangelhaft ist, dass
die Durchfiihrung oder Wiederholung einer miindlichen Verhandlung unvermeidlich erscheint.GemaR Paragraph 41,
Absatz 3, AsylG ist in einem Verfahren Uber eine Berufung gegen eine zurtickweisende Entscheidung und die damit
verbundene Ausweisung Paragraph 66, Absatz 2, AVG nicht anzuwenden. Ist der Berufung gegen die Entscheidung des
Bundesasylamts im Zulassungsverfahren stattzugeben, ist das Verfahren zugelassen. Der Berufung gegen die
Entscheidung im Zulassungsverfahren ist auch stattzugeben, wenn der vorliegende Sachverhalt so mangelhaft ist, dass
die Durchfiihrung oder Wiederholung einer mindlichen Verhandlung unvermeidlich erscheint.

2.1.1. Es ist daher zunachst zu Uberprufen, ob ein anderer Mitgliedstaat nach den hierarchisch aufgebauten (Art. 5 Abs.
1 Dublin ll-Verordnung) Kriterien der Art. 6 bis 12 beziehungsweise der Art. 14 und 15 Dublin ll-Verordnung zustandig
ist oder die Zustandigkeit bei ihm selbst nach dem Auffangtatbestand des Art. 13 Dublin [I-Verordnung (erste
Asylantragstellung) liegt.2.1.1. Es ist daher zunachst zu Gberprifen, ob ein anderer Mitgliedstaat nach den hierarchisch
aufgebauten (Artikel 5, Absatz eins, Dublin ll-Verordnung) Kriterien der Artikel 6 bis 12 beziehungsweise der Artikel 14
und 15 Dublin lI-Verordnung zustandig ist oder die Zustandigkeit bei ihm selbst nach dem Auffangtatbestand des
Artikel 13, Dublin II-Verordnung (erste Asylantragstellung) liegt.

2.1.1.1. Das aufgrund des Vorliegens der Tatbestandsmerkmale des Art. 10 Abs. 1 der Dublin II-VO eingeleitete
dringliche Aufnahmeersuchen an Griechenland erfolgte innerhalb der Frist von drei Monaten nach Einreichung des
Asylantrages durch den BF (Art. 17 Abs. 1 Dublin 11-V0).2.1.1.1. Das aufgrund des Vorliegens der Tatbestandsmerkmale
des Artikel 10, Absatz eins, der Dublin [I-VO eingeleitete dringliche Aufnahmeersuchen an Griechenland erfolgte
innerhalb der Frist von drei Monaten nach Einreichung des Asylantrages durch den BF (Artikel 17, Absatz eins, Dublin
[I-VO).

Im vorliegenden Fall hat das Bundesasylamt zutreffend festgestellt, dass eine Zustandigkeit Griechenlands gemaR Art.
10 Abs. 1 der Dublin 1I-VO besteht. Griechenland hat der Aufnahme des Beschwerdefiihrers jedoch nicht ausdrticklich
zugestimmt, sodass eine Zustandigkeit iVm Art. 18 Abs. 7 Dublin ll-Verordnung anzunehmen ist. Die erste
Voraussetzung fur die RechtmaRigkeit der getroffenen Unzustandigkeitsentscheidung ist somit gegeben.Im
vorliegenden Fall hat das Bundesasylamt zutreffend festgestellt, dass eine Zustandigkeit Griechenlands gemaR Artikel
10, Absatz eins, der Dublin 1-VO besteht. Griechenland hat der Aufnahme des Beschwerdefiihrers jedoch nicht
ausdrucklich zugestimmt, sodass eine Zustandigkeit in Verbindung mit Artikel 18, Absatz 7, Dublin II-Verordnung
anzunehmen ist. Die erste Voraussetzung fir die Rechtmalligkeit der getroffenen Unzustandigkeitsentscheidung ist
somit gegeben.

2.1.1.2. Es sind auch aus der Aktenlage keine Hinweise ersichtlich, wonach die Fihrung der Konsultationen im
gegenstandlichen Fall derart fehlerhaft erfolgt ware, sodass von Willkir im Rechtssinn zu sprechen ware und die
Zustandigkeitserklarung des zustdndigen Mitgliedstaates wegen Verletzung der gemeinschaftsrechtlichen
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Verfahrensgrundsatze aus diesem Grund ausnahmsweise keinen Bestand haben kdénnte (Filzwieser, Subjektiver
Rechtsschutz und Vollziehung der Dublin lI-Verordnung - Gemeinschaftsrecht und Menschenrechte, migralLex, 1/2007,
22ff; vgl. auch das Gebot der Transparenz im "Dublin-Verfahren", VwGH 23.11.2006, ZI. 2005/20/0444). Das
Konsultationsverfahren erfolgte mangelfrei. Die Mitteilung gemal3 8 29 Abs. 3 Z 4 AsylG 2005 und das Flhren der
Konsultation mit Griechenland wurden dem Beschwerdeflhrer zur Kenntnis gebracht.2.1.1.2. Es sind auch aus der
Aktenlage keine Hinweise ersichtlich, wonach die Fuhrung der Konsultationen im gegenstandlichen Fall derart
fehlerhaft erfolgt ware, sodass von Willkir im Rechtssinn zu sprechen ware und die Zustandigkeitserklarung des
zustandigen Mitgliedstaates wegen Verletzung der gemeinschaftsrechtlichen Verfahrensgrundsatze aus diesem Grund
ausnahmsweise keinen Bestand haben konnte (Filzwieser, Subjektiver Rechtsschutz und Vollziehung der Dublin II-
Verordnung - Gemeinschaftsrecht und Menschenrechte, migralLex, 1 aus 2007,, 22ff; vergleiche auch das Gebot der
Transparenz im "Dublin-Verfahren", VwGH 23.11.2006, ZI. 2005/20/0444). Das Konsultationsverfahren erfolgte
mangelfrei. Die Mitteilung gemaR Paragraph 29, Absatz 3, Ziffer 4, AsylG 2005 und das Fihren der Konsultation mit

Griechenland wurden dem Beschwerdefiihrer zur Kenntnis gebracht.

2.1.2. Das Bundesasylamt hat ferner von der Moglichkeit der Ausibung des Selbsteintrittsrechts nach Art. 3 Abs. 2
Dublin ll-Verordnung keinen Gebrauch gemacht. Es war daher noch zu prifen, ob von diesem Selbsteintrittsrecht im
gegenstandlichen Verfahren ausnahmsweise zur Vermeidung einer Verletzung der EMRK zwingend Gebrauch zu
machen gewesen wadre.2.1.2. Das Bundesasylamt hat ferner von der Mdglichkeit der Auslbung des
Selbsteintrittsrechts nach Artikel 3, Absatz 2, Dublin II-Verordnung keinen Gebrauch gemacht. Es war daher noch zu
prufen, ob von diesem Selbsteintrittsrecht im gegenstandlichen Verfahren ausnahmsweise zur Vermeidung einer

Verletzung der EMRK zwingend Gebrauch zu machen gewesen ware.

Der VfGH hat mit Erkenntnis vom 17.06.2005, ZI.B 336/05-11 festgehalten, die Mitgliedstaaten hatten kraft
Gemeinschaftsrecht nicht nachzuprufen, ob ein anderer Mitgliedstaat generell sicher sei, da eine entsprechende
normative Vergewisserung durch die Verabschiedung der Dublin II-Verordnung erfolgt sei, dabei aber gleichzeitig
ebenso ausgeflhrt, dass eine Nachprifung der grundrechtlichen Auswirkungen einer Uberstellung im Einzelfall
gemeinschaftsrechtlich zuldssig und bejahendenfalls das Selbsteintrittsrecht nach Art. 3 Abs. 2 Dublin II-Verordnung
zwingend geboten sei.Der VfGH hat mit Erkenntnis vom 17.06.2005, ZI.B 336/05-11 festgehalten, die Mitgliedstaaten
hatten kraft Gemeinschaftsrecht nicht nachzuprifen, ob ein anderer Mitgliedstaat generell sicher sei, da eine
entsprechende normative Vergewisserung durch die Verabschiedung der Dublin Il-Verordnung erfolgt sei, dabei aber
gleichzeitig ebenso ausgefiihrt, dass eine Nachprifung der grundrechtlichen Auswirkungen einer Uberstellung im
Einzelfall gemeinschaftsrechtlich zuldssig und bejahendenfalls das Selbsteintrittsrecht nach Artikel 3, Absatz 2, Dublin
II-Verordnung zwingend geboten sei.

Die Judikatur des VWGH zu den Determinanten dieser Nachprufung lehnt sich richtigerweise an die Rechtsprechung
des EGMR an und lasst sich wie folgt zusammenfassen: Die bloRe Médglichkeit einer dem Art. 3 EMRK
widersprechenden Behandlung in jenem Staat, in den ein Fremder abgeschoben werden soll, genlgt nicht, um die
Abschiebung des Fremden in diesen Staat als unzuldssig erscheinen zu lassen. Wenn keine Gruppenverfolgung oder
sonstige amtswegig zu berucksichtigende notorische Umstande grober Menschenrechtsverletzungen in
Mitgliedstaaten der EU in Bezug auf Art. 3 EMRK vorliegen (VWGH 27.09.2005, ZI. 2005/01/0313), bedarf es zur
Glaubhaftmachung der genannten Bedrohung oder Gefahrdung konkreter, auf den betreffenden Fremden bezogener
Umstande, die gerade in seinem Fall eine solche Bedrohung oder Gefdahrdung im Fall seiner Abschiebung als
wahrscheinlich erscheinen lassen (VWGH 26.11.1999, ZI 96/21/0499, VwGH 09.05.2003, ZI.98/18/0317; vgl auch VwGH
16.07.2003, ZI. 2003/01/0059): "Davon abgesehen liegt es aber beim Asylwerber, besondere Griinde, die fur die reale
Gefahr eines fehlenden Verfolgungsschutzes im zustédndigen Mitgliedstaat sprechen, vorzubringen und glaubhaft zu
machen. Dazu wird es erforderlich sein, dass der Asylwerber ein ausreichend konkretes Vorbringen erstattet, warum
die Verbringung in den zustandigen Mitgliedstaat gerade fir ihn die reale Gefahr eines fehlenden Verfolgungsschutzes,
insbesondere einer Verletzung von Art 3 EMRK, nach sich ziehen kdénnte, und er die Asylbehérden davon Uberzeugt,
dass der behauptete Sachverhalt (zumindest) wahrscheinlich ist" (VwGH 23.01.2007, ZI. 2006/01/0449).Die Judikatur
des VWGH zu den Determinanten dieser Nachprifung lehnt sich richtigerweise an die Rechtsprechung des EGMR an
und lasst sich wie folgt zusammenfassen: Die bloBe Moglichkeit einer dem Artikel 3, EMRK widersprechenden
Behandlung in jenem Staat, in den ein Fremder abgeschoben werden soll, geniigt nicht, um die Abschiebung des
Fremden in diesen Staat als unzulassig erscheinen zu lassen. Wenn keine Gruppenverfolgung oder sonstige amtswegig
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zu berucksichtigende notorische Umstande grober Menschenrechtsverletzungen in Mitgliedstaaten der EU in Bezug
auf Artikel 3, EMRK vorliegen (VWGH 27.09.2005, ZI. 2005/01/0313), bedarf es zur Glaubhaftmachung der genannten
Bedrohung oder Gefahrdung konkreter, auf den betreffenden Fremden bezogener Umstande, die gerade in seinem
Fall eine solche Bedrohung oder Gefahrdung im Fall seiner Abschiebung als wahrscheinlich erscheinen lassen (VWGH
26.11.1999, Z196/21/0499, VwGH 09.05.2003, ZI.98/18/0317; vergleiche auch VwGH 16.07.2003, Z1.2003/01/0059):
"Davon abgesehen liegt es aber beim Asylwerber, besondere Grinde, die fir die reale Gefahr eines fehlenden
Verfolgungsschutzes im zustandigen Mitgliedstaat sprechen, vorzubringen und glaubhaft zu machen. Dazu wird es
erforderlich sein, dass der Asylwerber ein ausreichend konkretes Vorbringen erstattet, warum die Verbringung in den
zustandigen Mitgliedstaat gerade fur ihn die reale Gefahr eines fehlenden Verfolgungsschutzes, insbesondere einer
Verletzung von Artikel 3, EMRK, nach sich ziehen kénnte, und er die Asylbehdrden davon Uberzeugt, dass der
behauptete Sachverhalt (zumindest) wahrscheinlich ist" (VwGH 23.01.2007, ZI. 2006/01/0449).

Die Vorlage allgemeiner Berichte ersetzt dieses Erfordernis in der Regel nicht (vgl VwWGH 17.02.1998, ZI96/18/0379;
EGMR Mamatkulov & Askarov v Turkei, Rs 46827, 46951/99, 71-77), eine geringe Anerkennungsquote, eine mogliche
Festnahme im Falle einer Uberstellung ebenso eine allfillige Unterschreitung des verfahrensrechtlichen Standards des
Art. 13 EMRK sind fir sich genommen nicht ausreichend, die Wahrscheinlichkeit einer hier relevanten
Menschenrechtsverletzung darzutun. Relevant ware dagegen etwa das Vertreten von mit der GFK unvertretbaren
rechtlichen Sonderpositionen in einem Mitgliedstaat oder das Vorliegen einer massiv rechtswidrigen
Verfahrensgestaltung im individuellen Fall, wenn der Asylantrag im zustandigen Mitgliedstaat bereits abgewiesen
wurde (Art. 16 Abs. 1 lit. e Dublin Il -Verordnung). Eine ausdriickliche Ubernahmeerklarung des anderen Mitgliedstaates
hat in die Abwagung einzuflieBen (VWGH 31.03.2005, ZI. 2002/20/0582, VwGH 31.05.2005, ZI. 2005/20/0025, VwGH
25.04.2006, ZI.2006/19/0673), ebenso andere Zusicherungen der europdischen Partnerstaaten Osterreichs (zur
Bedeutung solcher Sachverhalte Filzwieser/Liebminger, Dublin 1l-Verordnung, K13. zu Art 19. Dublin II-Verordnung).Die
Vorlage allgemeiner Berichte ersetzt dieses Erfordernis in der Regel nicht vergleiche VwGH 17.02.1998, ZI. 96/18/0379;
EGMR Mamatkulov & Askarov v Turkei, Rs 46827, 46951/99, 71-77), eine geringe Anerkennungsquote, eine mogliche
Festnahme im Falle einer Uberstellung ebenso eine allféllige Unterschreitung des verfahrensrechtlichen Standards des
Artikel 13, EMRK sind fir sich genommen nicht ausreichend, die Wahrscheinlichkeit einer hier relevanten
Menschenrechtsverletzung darzutun. Relevant ware dagegen etwa das Vertreten von mit der GFK unvertretbaren
rechtlichen Sonderpositionen in einem Mitgliedstaat oder das Vorliegen einer massiv rechtswidrigen
Verfahrensgestaltung im individuellen Fall, wenn der Asylantrag im zustandigen Mitgliedstaat bereits abgewiesen
wurde (Artikel 16, Absatz eins, Litera e, Dublin rémisch zwei -Verordnung). Eine ausdriickliche Ubernahmeerklarung
des anderen Mitgliedstaates hat in die Abwagung einzuflieBen (VwGH 31.03.2005, ZI. 2002/20/0582, VwWGH 31.05.2005,
ZI.  2005/20/0025, VwGH 25.04.2006, ZI.2006/19/0673), ebenso andere Zusicherungen der europaischen
Partnerstaaten Osterreichs (zur Bedeutung solcher Sachverhalte Filzwieser/Liebminger, Dublin Il-Verordnung, K13. zu
Artikel 19, Dublin II-Verordnung).

Weiterhin hatte der Asylgerichtshof folgende Umsténde zu berticksichtigen:

Bei entsprechender Haufung von Fallen, in denen in Folge Auslbung des Selbsteintrittsrechts die
gemeinschaftsrechtliche Zustandigkeit nicht effektuiert werden kann, kann eine Gefahrdung des "effet utile"
Grundsatzes des Gemeinschaftsrechts entstehen.

Zur effektiven Umsetzung des Gemeinschaftsrechts sind alle staatlichen Organe kraft Gemeinschaftsrechts
verpflichtet.

Der Verordnungsgeber der Dublin II-Verordnung, offenbar im Glauben, dass sich alle Mitgliedstaaten untereinander als
"sicher" ansehen kénnen, wodurch auch eine Uberstellung vom einen in den anderen Mitgliedstaat keine realen
Risken von Menschenrechtsverletzungen bewirken kdnnte (vgl insbesondere den 2. Erwagungsgrund der Prdambel der
Dublin lI-Verordnung), hat keine eindeutigen verfahrens- oder materiellrechtlichen Vorgaben fir solche Félle getroffen
hat, diesbezlglich lasst sich aber aus dem Gebot der menschenrechtskonformen Auslegung des Gemeinschaftsrechts
und aus Beachtung der gemeinschaftsrechtlichen Verfahrensgrundrechte ableiten, dass bei ausnahmsweiser
Verletzung der EMRK bei Uberstellung in einen anderen Mitgliedstaat eine Uberstellung nicht stattfinden darf. Die
Beachtung des Effizienzgebots (das etwa eine pauschale Anwendung des Selbsteintrittsrechts oder eine innerstaatliche
Verfahrensgestaltung, die Verfahren nach der Dublin II-Verordnung umfangreicher gestaltet als materielle Verfahren)
und die Einhaltung der Gebote der EMRK stehen daher bei richtiger Anwendung nicht in Widerspruch (Filzwieser,
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migraLex, 1/2007, 18ff, Filzwieser/Liebminger, Dublin Il VO?, K8-K13. zu Art. 19).Der Verordnungsgeber der Dublin II-
Verordnung, offenbar im Glauben, dass sich alle Mitgliedstaaten untereinander als "sicher" ansehen kénnen, wodurch
auch eine Uberstellung vom einen in den anderen Mitgliedstaat keine realen Risken von Menschenrechtsverletzungen
bewirken kdnnte vergleiche insbesondere den 2. Erwagungsgrund der Praambel der Dublin II-Verordnung), hat keine
eindeutigen verfahrens- oder materiellrechtlichen Vorgaben fur solche Falle getroffen hat, diesbeziglich lasst sich aber
aus dem Gebot der menschenrechtskonformen Auslegung des Gemeinschaftsrechts und aus Beachtung der
gemeinschaftsrechtlichen Verfahrensgrundrechte ableiten, dass bei ausnahmsweiser Verletzung der EMRK bei
Uberstellung in einen anderen Mitgliedstaat eine Uberstellung nicht stattfinden darf. Die Beachtung des
Effizienzgebots (das etwa eine pauschale Anwendung des Selbsteintrittsrechts oder eine innerstaatliche
Verfahrensgestaltung, die Verfahren nach der Dublin II-Verordnung umfangreicher gestaltet als materielle Verfahren)
und die Einhaltung der Gebote der EMRK stehen daher bei richtiger Anwendung nicht in Widerspruch (Filzwieser,
migraLex, 1 aus 2007,, 18ff, Filzwieser/Liebminger, Dublin rémisch zwei VO?, K8-K13. zu Artikel 19,).

Die allfallige Rechtswidrigkeit von Gemeinschaftsrecht kann nur von den zustdandigen gemeinschaftsrechtlichen
Organen, nicht aber von Organen der Mitgliedstaaten rechtsgultig festgestellt werden. Der EGMR hat jlngst
festgestellt, dass die Rechtsschutz des Gemeinschaftsrechts regelmaRig den Anforderungen der EMRK entspricht
(30.06.2005, Bosphorus Airlines v Irland, Rs 45036/98).

Es bedarf sohin europarechtlich eines im besonderen MaRe substantiierten Vorbringens und des Vorliegens
besonderer vom Antragsteller bescheinigter aulRergewdhnlicher Umstande, um die grundsatzliche europarechtlich
gebotene Annahme der "Sicherheit" der Partnerstaaten der Europaischen Union als einer Gemeinschaft des Rechts im
individuellen Fall erschittern zu kénnen. Diesem Grundsatz entspricht auch die durch das AsylG 2005 eingefihrte
gesetzliche Klarstellung des § 5 Abs. 3 AsylIG, die Elemente einer Beweislastumkehr enthélt. Es trifft zwar ohne Zweifel
zu, dass Asylwerber in ihrer besonderen Situation haufig keine Méglichkeit haben, Beweismittel vorzulegen (wobei
dem durch das Institut des Rechtsberaters begegnet werden kann), und dies mitzubeachten ist (VwWGH, 23.01.2007, ZI.
2006/01/0949), dies kann aber nicht pauschal dazu fihren, die vom Gesetzgeber - im Einklang mit dem
Gemeinschaftsrecht - vorgenommene Wertung des§ 5 Abs. 3 AsylG Uberhaupt fur unbeachtlich zu erklaren
(dementsprechend in ihrer Undifferenziertheit verfehlt Fel3l/Holzschuster, AsylG 2005, 225ff). Eine Rechtsprechung, die
in bezog auf Mitgliedstaaten der EU faktisch héhere Anforderungen entwickelte, als jene des EGMR in Bezug auf
Drittstaaten ware jedenfalls gemeinschaftsrechtswidrig.Es bedarf sohin europarechtlich eines im besonderen Malie
substantiierten Vorbringens und des Vorliegens besonderer vom Antragsteller bescheinigter aul3ergewdhnlicher
Umstande, um die grundsatzliche europarechtlich gebotene Annahme der "Sicherheit" der Partnerstaaten der
Europaischen Union als einer Gemeinschaft des Rechts im individuellen Fall erschittern zu kdnnen. Diesem Grundsatz
entspricht auch die durch das AsylG 2005 eingefihrte gesetzliche Klarstellung des Paragraph 5, Absatz 3, AsylG, die
Elemente einer Beweislastumkehr enthélt. Es trifft zwar ohne Zweifel zu, dass Asylwerber in ihrer besonderen
Situation haufig keine Mdglichkeit haben, Beweismittel vorzulegen (wobei dem durch das Institut des Rechtsberaters
begegnet werden kann), und dies mitzubeachten ist (VwGH, 23.01.2007, ZI. 2006/01/0949), dies kann aber nicht
pauschal dazu fihren, die vom Gesetzgeber - im Einklang mit dem Gemeinschaftsrecht - vorgenommene Wertung des
Paragraph 5, Absatz 3, AsylG Uberhaupt fur unbeachtlich zu erkldren (dementsprechend in ihrer Undifferenziertheit
verfehlt FeRl/Holzschuster, AsylG 2005, 225ff). Eine Rechtsprechung, die in bezog auf Mitgliedstaaten der EU faktisch
héhere Anforderungen entwickelte, als jene des EGMR in Bezug auf Drittstaaten wdre jedenfalls
gemeinschaftsrechtswidrig.

2.1.2.1. Mogliche Verletzung des Art. 8 EMRK2.1.2.1. Mdgliche Verletzung des Artikel 8, EMRK

Im konkreten Fall wurden keinerlei familidre Beziehungen zu Osterreich vorgebracht und sind auch sonst nicht
hervorgekommen.

2.1.2.2. Aligemeine Kritik am griechischen Asylverfahren

2.1.2.2.1. Der Asylgerichtshof sieht zum jetzigen Zeitpunkt entgegen den Ausfihrungen in der Beschwerde keinen
Grund, allgemein Uberstellungen nach Griechenland nach der Dublin ll-Verordnung fiir unzuldssig zu erkldren, indem
generell die zwingende Anwendung des Art. 3 Abs. 2 Dublin Il-Verordnung festzusetzen ware.2.1.2.2.1. Der
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Asylgerichtshof sieht zum jetzigen Zeitpunkt entgegen den Ausfuhrungen in der Beschwerde keinen Grund, allgemein
Uberstellungen nach Griechenland nach der Dublin ll-Verordnung fiir unzuléssig zu erkléren, indem generell die
zwingende Anwendung des Artikel 3, Absatz 2, Dublin II-Verordnung festzusetzen ware.

Hiezu wird darauf verwiesen, dass der Asylgerichtshof bereits ab Juli 2008 mehrere Entscheidungen erlassen hat, in
denen nach Einzelfallpriifung die Uberstellung nach Griechenland fir zuldssig erachtet worden ist und diese
Entscheidungen vom Verfassungsgerichtshof (im Wege der Ablehnung der Behandlung dagegen gerichteter
Bescheidbeschwerden) bestatigt worden sind (vgl. nur Beschluss des VfGH vom 07.11.2008, Zahl U 27/08-8 zu hg. S1
400.074-1/2008/4E). Es liegen auch keine héhergerichtlichen Entscheidungen von Gerichten anderer Mitgliedsstaaten
vor, in denen Uberstellungen generell fiir unzulassig erklart worden sind, im Gegenteil haben sowohl der englische
Court of Appeal mit Urteil vom 14.05.2008 in der Rechtssache Nassari ([2008] EWCA Civ 464), als auch der schwedische
Oberste Gerichtshof fiir Migrationssachen mit Urteil in der Rechtssache UM200397-08 (Oktober 2008) Uberstellungen
nach Griechenland in einzelnen Fallen fir zuldssig erklart. Diese Linie findet ihre Bestdtigung in der
Unzulassigkeitsentscheidung des Europaischen Gerichtshofs fiir Menschenrechte vom 02.12.2008 in der Rechtssache
32733/08 (K.R.S. gegen das Vereinigte Kdnigreich).Hiezu wird darauf verwiesen, dass der Asylgerichtshof bereits ab Juli
2008 mehrere Entscheidungen erlassen hat, in denen nach Einzelfallpriifung die Uberstellung nach Griechenland fiir
zuldssig erachtet worden ist und diese Entscheidungen vom Verfassungsgerichtshof (im Wege der Ablehnung der
Behandlung dagegen gerichteter Bescheidbeschwerden) bestatigt worden sind vergleiche nur Beschluss des VfGH vom
07.11.2008, Zahl U 27/08-8 zu hg. S1 400.074-1/2008/4E). Es liegen auch keine héhergerichtlichen Entscheidungen von
Gerichten anderer Mitgliedsstaaten vor, in denen Uberstellungen generell fiir unzuldssig erkldrt worden sind, im
Gegenteil haben sowohl der englische Court of Appeal mit Urteil vom 14.05.2008 in der Rechtssache Nassari ([2008]
EWCA Civ 464), als auch der schwedische Oberste Gerichtshof fir Migrationssachen mit Urteil in der Rechtssache
UM200397-08 (Oktober 2008) Uberstellungen nach Griechenland in einzelnen Fallen fiir zuléssig erklart. Diese Linie
findet ihre Bestatigung in der Unzuldssigkeitsentscheidung des Europdischen Gerichtshofs fir Menschenrechte vom
02.12.2008 in der Rechtssache 32733/08 (K.R.S. gegen das Vereinigte Kdnigreich).

Der Asylgerichtshof hatte ferner wesentlich zu bertcksichtigen, dass die Europdische Kommission ihre Klage gegen
Griechenland im Zusammenhang mit der Umsetzung von Art. 16 der Dublin Il-Verordnung vor dem Europdischen
Gerichtshof zurtickgezogen hat und dass daher das entsprechende Verfahren zu C-130/08 mit Entscheidung des
Prasidenten des EUGH vom 22.10.2008 eingestellt wurde. Der Gerichtshof hatte auch zu beachten, dass Griechenland,
wie nicht zuletzt aus der eben zitierten Entscheidung des Europaischen Gerichtshofs fur Menschenrechte hervorgeht,
im Sommer 2008 Umsetzungsmalnahmen in Hinblick auf die Aufnahme,- und die Verfahrensrichtlinie gesetzt hat und
dass Griechenland nun eine zweite Instanz in Asylangelegenheiten effektiv eingerichtet hat, in der auch UNHCR aktiv
vertreten ist.Der Asylgerichtshof hatte ferner wesentlich zu berlcksichtigen, dass die Europaische Kommission ihre
Klage gegen Griechenland im Zusammenhang mit der Umsetzung von Artikel 16, der Dublin ll-Verordnung vor dem
Europaischen Gerichtshof zurlickgezogen hat und dass daher das entsprechende Verfahren zu C-130/08 mit
Entscheidung des Prasidenten des EuGH vom 22.10.2008 eingestellt wurde. Der Gerichtshof hatte auch zu beachten,
dass Griechenland, wie nicht zuletzt aus der eben zitierten Entscheidung des Europdischen Gerichtshofs fur
Menschenrechte hervorgeht, im Sommer 2008 UmsetzungsmalRnahmen in Hinblick auf die Aufnahme,- und die
Verfahrensrichtlinie gesetzt hat und dass Griechenland nun eine zweite Instanz in Asylangelegenheiten effektiv
eingerichtet hat, in der auch UNHCR aktiv vertreten ist.

Festzuhalten ist auch, dass Vertreter griechischer Nicht-Regierungs-Organisationen ein volliges Fehlen eines
geordneten Asylwesens in Griechenland nicht behaupten. SchlieB3lich ist einleitend festzuhalten, dass die eingangs
zitierten inlandischen und auslidndischen Gerichtsentscheidungen, welche Uberstellungen nach Griechenland als
zustandigem Mitgliedstaat nach der Dublin II-Verordnung fur zuldssig erklart hatten, auf Basis von Berichten ergingen,
die inhaltlich kein wesentlich besseres Bild zeichneten als die Gesamtheit der nunmehr im Janner 2009 vorliegenden
Berichte.

2.1.2.2.2. Der Asylgerichtshof verkennt dabei (in volligem Einklang mit der zitierten Entscheidung des EGMR) nicht, dass
die Lage in Griechenland fur Asylwerber, jedenfalls in rechtspolitischer Hinsicht, Bedenken aufwerfen kann und daher
in Verfahren nach der Dublin II-Verordnung im Bezug auf mogliche unzuldssige Beeintrachtigungen der Rechte von
Asylwerbern, eine sehr genaue Priifung stattzufinden hat.

Dieser Gedanke liegt auch verschiedenen rezenten Entscheidungen des Asylgerichtshofes zu Grunde, in welchen dem



Bundesasylamt zu verschiedenen Fragen zu Griechenland erganzende Erhebungen in individuellen Einzelfallen (im
Wege von Behebungen erstinstanzlicher Bescheide gemalR 8 41 Abs 3 AsylG) aufgetragen worden sind (vgl. etwa
Erkenntnis des Asylgerichtshofs vom 23.12.2008, Zahl S13 403.494-1/2008/2E).Dieser Gedanke liegt auch
verschiedenen rezenten Entscheidungen des Asylgerichtshofes zu Grunde, in welchen dem Bundesasylamt zu
verschiedenen Fragen zu Griechenland ergdnzende Erhebungen in individuellen Einzelfdllen (im Wege von
Behebungen erstinstanzlicher Bescheide gemal Paragraph 41, Absatz 3, AsylG) aufgetragen worden sind vergleiche
etwa Erkenntnis des Asylgerichtshofs vom 23.12.2008, Zahl S13 403.494-1/2008/2E).

Es kann der Beschwerde gefolgt werden, wenn diese davon ausgeht, dass das Bundesasylamt seiner aktuellen
Entscheidung keine aktuelle Berichtslage betreffend Griechenland zugrunde gelegt hat. Diesbezlglich wird
insbesondere auch auf das Erkenntnis des Asylgerichthofes S1 402.025-1/2008/12Z vom 16.01.2009 verwiesen.

Rechtlich ist nun - unter den bisherigen Pramissen - zu erértern, welcher Prifungsmal3stab bei der Wirdigung aller
zitierten Berichte flir den Asylgerichtshof in Verfahren wie dem vorliegenden anzulegen ist. Hierbei schlie3t sich der
Asylgerichtshof den zentralen Erwagungen des schwedischen Obersten Gerichtshofes fur Migrationssachen an,
wonach grundsatzlich die europdischen Organe, insbesondere zundchst die Europaische Kommission, dazu berufen
sind, bei allgemeinen Mangeln im Asylwesen eines Mitgliedstaates tatig zu werden. Dies entbindet klarerweise
mitgliedstaatliche Organe nicht von der Notwendigkeit, bei Verletzungen des Art. 3 oder Art. 8 EMRK im Einzelfall tatig
zu werden und entsprechende Uberstellungen fiir ungiiltig zu erkldren. Dass dies letztlich wahrscheinlich nur in klar
abgegrenzten speziellen Konstellationen erforderlich sein dirfte, entspricht dem zitierten Erkenntnis des
schwedischen Obersten Gerichtshofes fur Migrationssachen ebenso wie der herrschenden Lehre (vgl. nur
Filzwieser/Liebminger K 8 zu Art. 3 Abs. 2 Dublin-II-VO).Rechtlich ist nun - unter den bisherigen Pramissen - zu erdértern,
welcher Prifungsmalstab bei der Wirdigung aller zitierten Berichte flr den Asylgerichtshof in Verfahren wie dem
vorliegenden anzulegen ist. Hierbei schliel3t sich der Asylgerichtshof den zentralen Erwdgungen des schwedischen
Obersten Gerichtshofes fir Migrationssachen an, wonach grundsatzlich die europdischen Organe, insbesondere
zunachst die Europadische Kommission, dazu berufen sind, bei allgemeinen Mangeln im Asylwesen eines
Mitgliedstaates tatig zu werden. Dies entbindet klarerweise mitgliedstaatliche Organe nicht von der Notwendigkeit, bei
Verletzungen des Artikel 3, oder Artikel 8, EMRK im Einzelfall titig zu werden und entsprechende Uberstellungen fiir
ungultig zu erkldren. Dass dies letztlich wahrscheinlich nur in klar abgegrenzten speziellen Konstellationen erforderlich
sein durfte, entspricht dem zitierten Erkenntnis des schwedischen Obersten Gerichtshofes fiir Migrationssachen
ebenso wie der herrschenden Lehre vergleiche nur Filzwieser/Liebminger K 8 zu Artikel 3, Absatz 2, Dublin-II-VO).

Folglich sind samtliche Berichte und Beweismitteln dahingehend zu wurdigen, ob sie eine Verletzung des Art. 3 oder
Art. 8 EMRK des Uberstellenden Mitgliedstaates nahelegen. Die Asylbehdérde und auch der Asylgerichtshof haben
demnach im Rahmen eines Verfahrens nach 8§ 5, 10 AsylG 2005 nicht zu prifen, ob das griechische Asylwesen in allen
Aspekten dem dsterreichischen entspricht und ob allgemein (rechtspolitisch) Verbesserungen notwendig waren,
sondern hat sich die Priifung stets darauf zu beschranken, ob im konkreten Fall eine Verletzung primar des Art. 3 EMRK
naheliegend ist. Davon zu unterscheiden ist die Frage, ob das Bundesasylamt als Verwaltungsbehérde aus sonstigen
humanitaren Erwagungen das Recht auf Selbsteintritt wahrnehmen sollte, dieser Aspekt bewegt sich jedoch im
Ermessensbereich und kann daher einer gerichtlichen Prafung regelmaRig nicht unterliegen (vgl. dazu den Umstand,
dass im Entwurf der Europaischen Kommission zu einer Anderung der Dublin-I-VO einerseits das Selbsteintrittsrecht
auch in Zukunft ausschlieBlich als Ermessensbestimmung definiert ist und andererseits neue zwingende
Zustandigkeitsbestimmungen im Zusammenhang mit Fragen der Familienzusammenfiihrung geschaffen worden sind,
die bisher als Ermessensbestimmungen konzipiert waren).Folglich sind samtliche Berichte und Beweismitteln
dahingehend zu wirdigen, ob sie eine Verletzung des Artikel 3, oder Artikel 8, EMRK des Uberstellenden Mitgliedstaates
nahelegen. Die Asylbehdrde und auch der Asylgerichtshof haben demnach im Rahmen eines Verfahrens nach
Paragraphen 5, 10, AsylG 2005 nicht zu prifen, ob das griechische Asylwesen in allen Aspekten dem &sterreichischen
entspricht und ob allgemein (rechtspolitisch) Verbesserungen notwendig waren, sondern hat sich die Prifung stets
darauf zu beschranken, ob im konkreten Fall eine Verletzung primar des Artikel 3, EMRK naheliegend ist. Davon zu
unterscheiden ist die Frage, ob das Bundesasylamt als Verwaltungsbehdrde aus sonstigen humanitdren Erwagungen
das Recht auf Selbsteintritt wahrnehmen sollte, dieser Aspekt bewegt sich jedoch im Ermessensbereich und kann
daher einer gerichtlichen Prufung regelmaliig nicht unterliegen vergleiche dazu den Umstand, dass im Entwurf der
Européischen Kommission zu einer Anderung der Dublin-I-VO einerseits das Selbsteintrittsrecht auch in Zukunft
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ausschlief3lich als Ermessensbestimmung definiert ist und andererseits neue zwingende Zustandigkeitsbestimmungen
im Zusammenhang mit Fragen der Familienzusammenfihrung geschaffen worden sind, die bisher als
Ermessensbestimmungen konzipiert waren).

2.1.2.2.4. Der Asylgerichtshof geht im gegenstandlichen Verfahren davon aus, dass ein faktischer Zugang zum
Asylverfahren in Griechenland flr Ruckuberstellte nach der Dublin-II-VO im Regelfall gegeben ist. Im vorliegenden Fall
hat die griechische Behérde jedoch (wie in bisherigen verfahren durchaus tiblich) nicht ausdriicklich einer Ubernehme
zugestimmt und schriftlich bestatigt, dass eine Erstasylantragstellung in Griechenland mdglich ist.

Im Zusammenschau mit der Zuruckziehung der Klage der Europdischen Kommission gegen Griechenland vor dem
Europaischen Gerichtshof (wegen der seinerzeitigen Unterbrechungspraxis) folgt fur den Asylgerichtshof, dass auch in
Fallen, in denen in Griechenland bereits ein Asylverfahren begonnen hatte oder abgeschlossen worden war, der
Zugang weiterhin im Allgemeinen gewadhrleistet ist. In letzterer Fallkonstellation hat allerdings eine besonders
sorgfaltige individuelle Prufung stattzufinden. Hier schiene es etwa angezeigt, dass die Erstbehdrde explizite
Zusicherungen von griechischer Seite einholt, bevor sie eine entsprechende Unzustandigkeitsentscheidung trifft.
Freilich ist auch diese (mogliche) Problematik zur Zeit dadurch entscharft, dass nicht objektiviert ist (dazu sogleich
naher unten), dass Griechenland tatsachlich (nach Gemeinschaftsrecht und Menschenrechten unzuldssige)
Abschiebungen in Herkunftsstaaten von Asylwerbern wie Iran, Irak oder Afghanistan durchfihrt. Es gentgt schlief3lich
anzumerken, dass die letzten Erwagungen im gegenstandlichen Fall nicht entscheidungsrelevant sind, da wie schon
ausgefuhrt, hier ein Asylantrag in Griechenland noch nicht gestellt worden war.

2.1.2.2.5. Zur Frage, ob Griechenland im Bezug auf bestimmte Asylwerber oder allgemein unzumutbare rechtliche
Sonderpositionen vertritt und ob die Gefahr einer Non-Refoulementverletzung besteht, kommt der Asylgerichtshof zu
dem Schluss, dass solche unzumutbaren rechtlichen Sonderpositionen, die im gegenstandlichen Zusammenhang
rechtlich zwingend aufzugreifen waren, nicht bestehen und jedenfalls zum Entscheidungszeitpunkt die Gefahr einer
solchen Nonrefoulementverletzung zu verneinen ist.

Gegenstandlich ist zu bemerken, dass aktuell nicht mehr davon gesprochen werden kann, dass in Griechenland
Uberhaupt keine Anerkennungen von Asylwerbern erfolgen. Es ist auch schlissig anzunehmen, dass mit der nunmehr
erfolgten Aufwertung der zweiten Instanz und den sonstigen Anderungen des griechischen Asylwesens, auf die auch
UNHCR Nurnberg in seinem Schreiben vom Dezember 2008 Bezug nimmt, die Anerkennungsquote zukilnftig steigen
wird. Im Ergebnis geht der Asylgerichtshof also davon aus, dass in dem nun implementierten dreiinstanzlichen
Asylverfahren (jedenfalls im Ergebnis nach gemeinschaftsrechtlichen und internationalen Standards) rechtskonforme
Entscheidungen getroffen werden kénnen. Diese Einschatzung des Asylgerichtshofes findet seine Bestatigung durch
die Aussage von Vertretern des griechischen Flichtlingsrates, wonach dessen Erfolgsquote in der dritten Instanz "sehr
hoch" sei.

Unbestritten bleibt andererseits, dass das griechische Asylverfahren inhaltlich dennoch in vielen Bereichen mangelhaft
bleibt und dass die Nachhaltigkeit von Anderungen (rechtspolitisch gesehen) noch abzuwarten ist, worauf UNHCR auch
ausdrucklich hinweist. Ob daraus in irgendeinem individuellen Fall aber der Schluss gezogen werden kann, dass aus
diesem Grund die Uberstellung nach Griechenland als zustandigen Mitgliedstaat fiir unzuléssig zu erklaren ist, kann
nun zum einen, bereits unter Hinweis auf die Ausfihrungen des Europadischen Gerichtshofs fur Menschenrechte in
seiner zitierten Entscheidung vom 02.12.2008 verneint werden, da der EGMR darin zu Recht darauf hinweist dass,
sollte tatsachlich in Griechenland nach Uberstellung ein mangelhaftes Asylverfahren gefiihrt werden und eine
Abschiebung dann von Griechenland in einen problematischen Herkunftsstaat bevorstehen, der Betroffene aus
Griechenland sich wiederum an den Europdischen Gerichtshof fir Menschenrechte wenden wird kénnen.

2.1.2.2.6. Hinsichtlich der Versorgungssituation von Asylwerbern geht der Asylgerichtshof davon aus, dass ein
systematischer Ausschluss von Versorgungsleistungen nicht vorliegt. Aus den zitierten AusfUihrungen griechischer
Behordenvertreter, wonach Anstrengungen unternommen werden, um Unterkiinfte zu finden, schlie3t der
Asylgerichtshof, dass eine allgemeine Erheblichkeit im Sinne des Art. 3 EMRK nicht vorliegt. Es besteht eine nicht
unerhebliche Zahl von Unterbringungsmaoglichkeiten - unbeschadet der bestehenden Probleme. Dass die Warteliste
far Familien ungefahr 2 Monate betragt, beinhaltet zumindest einen zeitlich abgegrenzten Zeitraum. Mit dieser seiner
rechtlichen Einschatzung stellt der Asylgerichtshof keinesfalls die bestehenden Unterbringungsprobleme in Abrede,
doch ergibt sich bei einer Gesamtschau eben der Eindruck, dass die griechischen Behdrden und die griechischen



Fluchtlingshilfeorganisationen diesbeziglich Abhilfe zu schaffen die Absicht haben und dies in einer nennenswerten
Anzahl von Fallen auch gelingt. Es liegt auf der Hand, dass Wartezeiten fir die Unterbringung bei besonders
vulnerablen Personen unzumutbar sein kdnnen, dies ware im Einzelfall zu prifen (insbesondere bei schwer kranken
Personen oder bei Familien mit Kleinkindern), respektive hatte das Bundesasylamt hier bei Fallung von
Unzulassigkeitsentscheidungen geeignete Zusicherungen Uber die Behandlung im Einzelfall seitens der griechischen
Asylbehorde einzuholen.2.1.2.2.6. Hinsichtlich der Versorgungssituation von Asylwerbern geht der Asylgerichtshof
davon aus, dass ein systematischer Ausschluss von Versorgungsleistungen nicht vorliegt. Aus den zitierten
Ausfihrungen griechischer Behdrdenvertreter, wonach Anstrengungen unternommen werden, um Unterkinfte zu
finden, schlieRt der Asylgerichtshof, dass eine allgemeine Erheblichkeit im Sinne des Artikel 3, EMRK nicht vorliegt. Es
besteht eine nicht unerhebliche Zahl von Unterbringungsmaéglichkeiten - unbeschadet der bestehenden Probleme.
Dass die Warteliste fir Familien ungefdhr 2 Monate betragt, beinhaltet zumindest einen zeitlich abgegrenzten
Zeitraum. Mit dieser seiner rechtlichen Einschatzung stellt der Asylgerichtshof keinesfalls die bestehenden
Unterbringungsprobleme in Abrede, doch ergibt sich bei einer Gesamtschau eben der Eindruck, dass die griechischen
Behorden und die griechischen Flichtlingshilfeorganisationen diesbeziglich Abhilfe zu schaffen die Absicht haben und
dies in einer nennenswerten Anzahl von Fallen auch gelingt. Es liegt auf der Hand, dass Wartezeiten fur die
Unterbringung bei besonders vulnerablen Personen unzumutbar sein kénnen, dies ware im Einzelfall zu prifen
(insbesondere bei schwer kranken Personen oder bei Familien mit Kleinkindern), respektive hatte das Bundesasylamt
hier bei Fallung von Unzulassigkeitsentscheidungen geeignete Zusicherungen Uber die Behandlung im Einzelfall
seitens der griechischen Asylbehdrde einzuholen.

2.1.2.3. Kritik am griechischen Asylwesen/der Situation in Griechenland - im individuellen Fall des Beschwerdefihrers

Im gegenstandlichen Fall ist im Rahmen des Familienverfahrens zu bericksichtigen, dass der Beschwerdefihrer und
seine zwei Geschwister minderjahrig sind. Aus aktuellen Landerberichten geht - wie bereits erwahnt - hervor, dass
Familien mit Kindern bis zu circa zwei Monate auf eine Zuweisung zu einer addaquaten Unterkunft warten mussen.
Diesbezuglich ist zum einen festzuhalten, dass es sich hierbei zwar um einen zeitlich begrenzten Zeitraum handelt und
- wie aus den Berichten hervorgeht - fiir diesen Uberbriickungszeitraum anderweitige Vorsorge getroffen wird; zum
anderen ist dies jedoch auch vor dem Hintergrund zu sehen, dass die staatlichen Organe in Griechenland nicht in der
Lage sind, insbesondere fir Familien mit Neugeborenen und Kleinkindern ad hoc hinreichende
Versorgungseinrichtungen bereitzustellen oder die Hilfe von NGOs in Anspruch zu nehmen. Fir den Asylgerichtshof
ergibt sich demnach die Verpflichtung, besonders bei den genannten Personengruppen auf den Einzelfall Beacht zu
nehmen. Hieraus ergibt sich weiters fur den Asylgerichtshof, dass bei Familien mit Neugeborenen oder Kleinkindern
oder auch bei schwer kranken Personen eine sofortige adaquate Versorgung und Unterbringung in Griechenland zum
jetzigen Zeitpunkt nicht gewahrleistet ist und daher im Einzelfall nicht zumutbar sein kann.

Im vorliegenden Fall handelt es sich um eine solche besonders schitzenswerte (vulnerable) Personengruppe. Die
minderjahrigen Kinder des Beschwerdefiihrers sind im Alter von 8, 11 und 13 Jahren, ihnen ist eine derart unsichere
Unterbringungs- und Versorgungslage nach Ansicht des Asylgerichtshofes nicht zumutbar. Insbesondere bedenklich
ist, dass die griechischen Behdrden bisher keine ausdriickliche Zustimmung gegeben haben und auch keine eine
sofortige adaquate Unterbringung der Familie bestatigen konnten.

2.1.2.2.7. Zusammenfassend ergibt sich aus den bisherigen Darstellungen bei jetziger Erkenntnislage fur den
Asylgerichtshof zwar kein Grund, allgemein die Anwendung des Selbsteintrittsrechts bei Fallen, in denen Griechenland
der zustandige Mitgliedstaat nach der Dublin II-Verordnung ist, anzuordnen, die gegenwartige Sachlage stellt sich
jedoch dergestalt dar - aufgrund der nunmehr aktuellen Berichtslage und der speziellen Lage des Beschwerdeflhrers
und seiner Familie - dass eine Uberstellung aufgrund der bisher angestellten Erhebungen und des in angefochtenen
Bescheid enthaltenen Erkenntnisstand so nicht zumutbar scheint.

3. Als malR3gebliche Determinante fur die Anwendbarkeit des§ 41 Abs. 3 AsylG in diesem Zusammenhang ist die
Judikatur zum § 66 Abs. 2 AVG heranzuziehen, wobei allerdings kein Ermessen des Asylgerichtshofes besteht3. Als
mafgebliche Determinante fir die Anwendbarkeit des Paragraph 41, Absatz 3, AsylG in diesem Zusammenhang ist die
Judikatur zum Paragraph 66, Absatz 2, AVG heranzuziehen, wobei allerdings kein Ermessen des Asylgerichtshofes
besteht.

Auch der Asylgerichtshof ist zur Anwendung des§ 66 Abs. 2 AVG berechtigt (vgl. dazu VwGH 21.11.2002,2002/20/0315
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und 21.11.2002, 2000/20/0084; ferner VWGH 21.09.2004, ZI.2001/01/0348).Auch der Asylgerichtshof ist zur Anwendung
des Paragraph 66, Absatz 2, AVG berechtigt vergleiche dazu VwGH 21.11.2002, 2002/20/0315 und 21.11.2002,
2000/20/0084; ferner VwWGH 21.09.2004, Z1.2001/01/0348).

Im vorliegenden Fall hat das Bundesasylamt, wie dargestellt, schon aufgrund der gednderten Berichtslage, keine
ordnungsgemal? begrindete Entscheidung (vgl Art. 19 Abs. 2 1. Satz Dublin II-Verordnung und Art. 20 Abs. 1 lit. e 2.
Satz Dublin II-Verordnung) erlassen (kénnen). Der angefochtene Bescheid konnte daher unter dem Gesichtspunkt des
8 41 Abs. 3 AsylG keinen Bestand mehr haben.Im vorliegenden Fall hat das Bundesasylamt, wie dargestellt, schon
aufgrund der geanderten Berichtslage, keine ordnungsgemal? begriindete Entscheidung vergleiche Artikel 19, Absatz 2,
1. Satz Dublin II-Verordnung und Artikel 20, Absatz eins, Litera e, 2. Satz Dublin ll-Verordnung) erlassen (kénnen). Der
angefochtene Bescheid konnte daher unter dem Gesichtspunkt des Paragraph 41, Absatz 3, AsylG keinen Bestand
mehr haben.

Es war somit spruchgemall zu entscheiden. Eine 6ffentliche mundliche Verhandlung konnte gemaR§ 41 Abs. 4 AsylG
entfallen.Es war somit spruchgemald zu entscheiden. Eine o&ffentliche mindliche Verhandlung konnte gemaf3
Paragraph 41, Absatz 4, AsylG entfallen.
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